
OBERLANDESGERICHT MI]N CHEN

ln der F.amiliensache

- Antragetslls+ und Begchwerdegegtlar :

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gepen

- -  , :  i -  :  
- - - !  -

- Antragsgegnerin und Beschwerdeführerin -

Prozeßbevoltmächtigte Rechtsahwältin

Weitere Betoilioto:

1. BfA in Berlin, Postfach, tO7O4 Berlin -

Vers.Nr

und der Länder, Postfach, 76128

Vers.Nr. nicht bekannt
3. BfA in Berlin, Postfach, rc704 Berlin

4. VBL Versorgungsanstalt des Bundes
Karlsruhe
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hier: Versorgungsausgteich

erläßt der 2. Zivilsenat - Familiensenat - des
durch die unterzeichnenden Richter ohne
28.10.2AO4

Oberlandesgerichts München

mündliche Verhandlung am

folgenden

il.

i lr.

Beschlu[3:

Auf die Beschwerdo der Antragisgegnerin wird das Endurteit des
Arntsgerichts - Farniliengoricht - München vorn t5.o7.zoa4 in zifter
3. dahingehend abgeändert,

daßvomVersicherungskontoru' .GesAntragste|-
lers bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte auf das Ver-
sictlerungskonto *.* Antragsgegnerin bei der
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte Rentenanwartschaften
von monatl ich 176;,71 Euro bezogen auf den 31.o3.2oo2 übertragen
werden.

Der Monatsbetrag der Rentenanwartschaften ist in Entgeltpunkte
umzurschnen.

tm Übdgen wird die Beschwarde zuritckgewiesen.

Gerichtskosten werden nicht erhoben .Die außergerichtlichen Kosten
des Bdschwerdeverfahrens werden gegeneinandor aufgehoben.

Der Gegenstandswen das Beschwerdevarlahrens wird auf
1 .O0O,- Euro festgesetzt.
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Gründq

1 .

oie arnlDgeschrossene Ehe der porteien wurde_aufgrund desam19'o4'2o02 zugestailtEn schsidungsantrags durch Endurteir des Amtsge_richts - Fam'iengericht - Münchan vorn l J.oz.eooo geschieden (Ziffer t.lund der Versorgtrngsausgleich wie,folgt geregelt {Ziffer 3.):

"Vom Versicherungskonto Nr. Antragstelfers bei

rungskonto Nr.-r Ant+agrsgegnerin bei der Bundes_versicherungsanst€,t für Angestellte Rentenanwartschaften von monatrich169,40 Euro bezogen auf den 3I.O3.2OO2 übert ag€n.
Der Monatsbotr-ag- der Rentenanwartschaften ist in Entgertpunkte
umzurechnen."

Gegen diese der Beschwerdeführerin arn 3o.o7.2oo4 zugestellte Entschei-
dung legte diese mit schrifts€tz vom 12.og.2ao4, beim oberrandesgericht
München eingegangen am r3:og.2oo4 Beschwerde ein, die sie zugfeich da_mit begründete, da& dasAmtsgericht beider Berechnung des versorgungs_
ausgleichs die betrieblichen versorgungsanwartscnaten deE Antran.-,",,ur.
ulim Fab im Leistungsz.i,r"u, statisch behandett habe und die be_trieblichen versorgnrngsanwartschaften dor Beschwerdeführerin bei der Fe.
!D"ls im Le istun ggstad ium dynam iselr, obwohl beide Versorgun gssat-zungen eine Anpassung nach 5 16 BetrAVG vornehmen. Nach Aiisicht crerBeschwerdeführerin sind beide betrieblichen Anwartschaften im Leistungs-stadium als dynamisch zu.worteR, Wegren der.Einzelheiten des Vortragswird auf den Schriftsatz vom lZ.O8.2OO4 nebst Anlage (Blatt 60/61 d.A.)Bezuggenomman.DererkennendeSenathatsowohlneioerr , , . "Ö
"'" ".'"1 ueim füber die Fiage der Anpassung der Versorgungsreistun-gen im Leistungsstadium Auskunft eingeholt, Insoweit wird auf Blatt 6s und6 6 d'A' zuzügrlich jaweitigs versorgungsordn ungen Bezu g g enommen .

sämtliche Beteirigten erhierten. Geregenheit zur steflungnahme. Einwen-dungen gegen 
,eine 

Entscheidung im schriftlichen-verfahren wurden nicht
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erhoben.

il.

Die befristete-Beschwerde der Antragsgegnerin ist gemäß gg 629 a Abs. 2,
621 5Fbs.  1 .62r  e ,621 Abs.  1  Nr .6 ,  E l7 ,  s rgZFzuräss ig ,  jedoch nur
zum Teil begründet; .**__,

AusweislichderVersorgungssatzuogea'derFirma'-'nddes-
erfofgen-6;s'Anp8ssungen der versorgungsleistung€n im Gistungsstadium
gemäß g 16 Abs. 1 und Abs. 2 BetrAVG, wobei a[e 3 i"hre die
Anpassungen geprtfrwerden: Eine vereinbarung zur Anpassung nach i 16
Abs. 3 Titler 1 BetrAVG, . atso, einer- jährrlichen .Anpassung um wenigstens
1 Va,' existiert Trictrt. somit ist weiter nach der Entscheidung des BGH
vom 18.o9.198s, FamRZ rggs, 12gsr1236, davon auszugehen, daß die
Prüfungspflicht'nach s 16 Abs. r und 2 BetrAVG für die Annahme einer
volldynamik in der Leistungsshass nicht genügt. Beide versorgungen sind
daher in- den versor$tngrsausgleich sowohl in der Anwartschaftsphase als
auch in der Leistungsphase als statisch einzusetz'n, so daß bei beiden
Versorgungen eine t mrscrrnung des Ehezeitanteils der Versorgungen
gemäß 5 1587 a Abs. 3, Abs.,4 BG&in eine dynemische Rente zu erforgen
hat. Es sind jeweils dio fuufla -r der Barwertvo zu verwenden, weir dieversorgu ngen f ür deqfafl dee Aftsrs und rfer -r nvarief itär zugesagt sind.

Die Versorgungsanwartschaften des Antragste[ers w'rden somit vomErstgericht korrekt in die Ausgroichsbiranz eingesteilt. Danach hat der
Antragsteller bei der Bunds$varsicherungs€nstart ftir Angestellte unter der
VersicherungsnGonat|icheVersorgungsanWartschaften
i n H ö h e 1 . 2 o 2 , 8 1 E u r o e r w o r b e n u n d b e j o " , f f n " " t ,
umrschnung dynamische Anwartschaften in Höhe von 1 7o,7s Euro. wegen
der zutreffenden Begrirndungwir{Lauf seite,4und 5 de+Ersturtsits zur Ver-
rneidung von-Wiffiungun Bezug genommen.

Die Anwartscheften der Antragsgegnerin und Beschwerdeführerin wurdenvom Erstgericht bezüglich ihrer Ahwartschaften bei der Bundesversiche-
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rungsanstalt für Angestellte unter der Versicherungsnr. 1|J|J
Q 'n Höhe von 760,13 Euro und bezügüich ihrer Anwsrtschafton bei der
versorgungsanstalt des Bundes und der Länder in Höhe von dynamischen
Anwartschaften von 23g,og Euro, wobei diese versorgnrng im Leistungsteil
zu Recht als volfdynarnisc+r äshandstt wurde {siehe BGH Xfi ZB n\rcg,
Beschluß vom 07'06'2004) in die Ausgleichsbilanz richtig eingestelft. Ailein
d ieBewer tungderAnwar tschaf tenderAnt ragsgegner inbe ider -

ewurden sls teirdynamisch in den v"r*org..,iÄLgr*i"h miteinbezogon,
obwohf sis alrstatische versorgungsanwartschaften zu behandeln sind. Die
Jahresrente von 635,04 Euro stellt, wie das ErstgCIricht rjchtig festgestettt
hat, don Ehezoitanteil dar rnit einer Artersgrenze von 65 Jahren. Da der
wert dieser versorgung nicht in gleicher.oder nahez-u gleicher weise wie
der wert der gesetzfichen Rentenversicherung oder der Beamtenversorgung
steigt, ist der Ehezeitanteil der versorgung gemäß I lsgT a Abs. 3, 4 BGB
in eine dynamische Rente'urvmlrechnen, wobei die Tabelle 1 der Barwertvo
horanzuziehen ist, da die Versorgung für den Falt des Alters und der Invali-
dität zugesagt ist. Bei einem After bei Ehezeitende von 5g Jahren beträgt
der Barwertfaktor 7,3, der mit der Jahresrente zu murtiptizieren ist, so daßsich ein Ba+wert von 4.635;79 Euro ergibt; Hieraus ist eine dynarnische
Rente in der weise zu berechnen. daß der wert fiküv in die gesetzriche
Rentenversicheruag eingezahh wird. fu1 ist -der Betrag mit dem für dasEhezeitende geitenden umrechnungsfektor von o.ooo1g35gg4 zu murtipri-zieren, um die entsprechendän Fntgertpunkte, hier von o,g5r 1 zu orharten.Diese Entgertpunkta sind wiederum, mit dem.aktueilen .Rentenweft von'25'314oe zu muhipfüieren, so daR sich eine dynamische Rente in Höhe von21 ,54 Euro argibt, die grundsätzrich dem schurdrechtlichen Versorgungs-ausgteich gemäß.9 2 VAHRG unterliegt.
Nach 5 1587 a Abs- 1 BGa .ist de+ Aotragstefrer ausgreichspfrichtig, daer die hö'heren Anwartschaften hat, nämrich insgesamt 1.373,56 Eurogegenüber den Anwartschaften der Anrragsgognerin von ingesamt1'o2o.75 Euro.' Die' Ausgreichspfliöht beträgt damit 176,4r Euro(1'373'56 Euro - r.o2o,7b Eur,o = 352-,g1 Euro : 2). Gemäß g 1sg7 bAbs' 1 BGB hat der versorgungs'Usgreich durch Rentensprining zu erforgenund zwar in der Höhe von 116,41Euro. Der Höchstbetrag gemäß g r5g7 bAbs. 5 BGB'beträgrt'1:201,71 Euro und ist nicht überschritten. Die Anord-nung der umrech'nung der Entgeltpunkte folgt aus 5 l5g7 b Abs. 6 BGB.



Entsprechend war der Tenor von Zitter 3. des Ersturteils abzuändern, wobei
die Abänderung nicht zum Nachteil der Beschwerdeführerin erfolgt.

Der Vorbehalt des schuldrechtl ichen Versorgungsausgleichs war nicht
gesondert auszusprechen, dehn die Möglichkeit wegen eines nichr öffent-
lich-rechtlich ausgleichbaren Anrechts den schuldrechtlichen Ausgleich zu
beantragen, ergibt sich unmittelbar aus den 5s 1bg7 f , lsgT g BGB (oLG
Zweibnlcken, FamFZ ZOO3, lZgO).

Die Kostensntscheidung beruht auf i 21 GKG n.F. und E 93 a zpo; dia
Festsotzung des Gegenstandswertes für das Beschwerdeverfahren folgt aus
5 49 Zitter 2 GKG n.F., da Gegenstand des Beschwerdeverfahrens nur son-
stige Rechte wsren.

Dio Voraussetzungen für eine Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof
gemäß den 55 621 e Abs. 2,  s43 Abs. 2 Zpo l iegen nicht  vor.

Für den Gleichlaut

Oborlandesgericht
der. Au mit der Urschrift
München, 2. November 2aA4

Flaic

Urkunds
fa l l to

häftsstelle


